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ie seit Januar geltende Bon-
pflichthatzuvielUnmutge-
führt. Politiker verweisen

darauf, dass sie den Steuerbetrug
eindämmt. Umweltschützer hin-
gegen kritisieren die enorme Pa-
piervergeudung. Und die Kunden
erleben die Bonpflicht als Tempo-
limit im Zahlungsverkehr. Bereits
beim Brötchenkauf am Morgen
wird die schlafwandlerische Rou-
tine ausgebremst. Beim Aufbruch
in ein neues Jahrzehnt kehrt
Deutschland seine bürokratische
Seite heraus.

Gesetze und Regularien sind
wichtig. Ohne ihren Ordnungsrahmen wäre je-
der Bürger der Willkür des Einzelnen oder des
Staates unterworfen. Eine funktionierende Bü-
rokratie schafft Sicherheit, Verlässlichkeit, Be-
rechenbarkeitundauchGerechtigkeit.Aberaus
Wohltat droht Plage zu werden, wenn sich die
Regelwerke verselbstständigen, wenn sie eng-
maschiger und am Ende kafkaesk werden. Die
Ordnungen werden dann nicht mehr als Hilfe
erlebt, sondern als Gängelung, als absurdes
Diktat.

In Krankenhäusern zum Beispiel führt eine
akribische Dokumentationspflicht mitunter

dazu,dassdieÄrztemehrZeit fürdiePflegeder
Dateien aufbringen als für die Pflege der Pati-
enten. Im Paragrafendschungel verheddern
sich nicht nur private Kleinprojekte wie der
Hausbau, sondernauchGroßprojektewieFlug-
häfen oder Opern.

Die Auswüchse der Bürokratie fördern fata-
lerweise in Teilen der Bevölkerung die Sehn-
sucht nach raschem Zugriff und radikalem
Durchregieren. Voller Bewunderung blicken
manchenachChina,woinnerhalbvonnurzehn
Tagen ein Krankenhaus mit 1000 Betten ent-
steht. Führergestalten wie Trump, Putin oder
Erdogan gewinnen auch hierzulande an Faszi-
nation, weil sie Fortschritt durch kompromiss-
loses Vorwärtskommen verheißen. Die Büro-
kratie-Skepsis droht so zu einer gefährlichen
Demokratie-Skepsis zu werden. Wieso noch
mühsamundzeitaufwendigInteressenausglei-
chen, Rücksicht auf Schwächere oder Minder-
heitennehmen,wennnationaleEgoismenoder
handstreichartige Unternehmungen als Er-
folgsmodell erscheinen?

Allerdings gibt es in Deutschland keine ge-
nerelleBürokratie-Aversion,sonderneineinni-
ge Hassliebe. Behörden, Regeln, DIN-Normen
und Paragrafen sind eine Art Identitätsanker.
Sie versprechen, die deutsche Unruhe zu ban-
nen und eine absolut verlässliche, sichere und
perfekteWeltzuerrichten,diemitderPräzision
eines Uhrwerkes funktioniert. Der Stolz auf
standardisierbare Perfektion hat Deutschland
zum Land der Organisatoren, Bürokraten und
Logistiker gemacht, zum „Tüv der Welt“, der
globalvomSpielzeugbiszumKernkraftwerkal-
les prüft.

Sobald die Bürokratie einen
persönlichenZugewinnanSicher-
heit oder Kontrolle verheißt, wird
sie auch heute geliebt und einge-
fordert. Wir erleben das in diesen
Wochen im Umgang mit dem Co-
ronavirus, wo der Ruf nach Reise-
Restriktionen, Quarantäne, vor-
sorglichen Kontrollen laut und
beinahe einhellig ist. In Sachen
Gesundheit hat sich auch hierzu-
lande eine digitale Privatbürokra-
tie durchgesetzt, die zu einer frei-
willigenSelbstversklavungführen
kann. Von Fitness- oder Ernäh-
rungs-Apps lassen sich die Nutzer

exakt vorschreiben, wie viel sie sich bewegen
oderwas siegenauessenmüssen.Denvorgege-
benen Algorithmen folgen sie oft mehr als ih-
rem eigenen Biorhythmus.

WirbrauchenheuteimPrivatlebenwieinder
Politik eine Revision der Bürokratie. Bestehen-
de Ordnungen müssen daraufhin überprüft
werden,obsienochsinnvollundtragfähigsind.
Neue Bestimmungen sollten die Idee der Ge-
rechtigkeit mit den Notwendigkeiten der Le-
benspraxis inEinklangbringen.UndAkzeptanz
in der Bevölkerung werden die Ordnungen nur
finden, wenn klar ist, dass sie für alle gelten.

Letztlich braucht eine geordnete Welt auch
Spielräume. Es ist keinZufall, dass die bürokra-
tieverliebten Deutschen gleichzeitig auch Rei-
seweltmeister sind. Regelstrenge braucht die
kompensatorische Flucht in die Exotik der Fer-
ne und den sporadischen Flirt mit dem Chaoti-
schen. Die Menschen sind eben nicht perfekt,
und sie wollen es auch nicht immer sein. Wir
sind alle kleine Sünderlein, nicht bloß jetzt im
Karneval. Unser Alltag funktioniert nur, wenn
wir uns hin und wieder an die Grenze des Er-
laubten herantasten. Wir brauchen daher Re-
geln mit menschlichem Maß. Das Auge des Ge-
setzes sollte stets wichtiger sein als der Buch-
stabe des Gesetzes. Sonst wird der Wunsch-
traum von einer perfekten Welt, in der alles
akribisch geregelt ist, zum Albtraum.

Die Bürokratie-Skepsis droht
zu einer gefährlichen
Demokratie-Skepsis zu werden

instimmigkeit –
das ist ein Wort,
dasKlarheit sug-

geriert und Geschlos-
senheit. Einstimmig
hat das CDU-Präsidi-
um einen Beschluss
zum Umgang mit den
Ereignissen in Thü-
ringen gefasst. Parteichefin An-
negret Kramp-Karrenbauer hat
das Abstimmungsergebnis her-
vorgehoben. Von Geschlossen-
heit und Klarheit allerdings
kannkeineRedesein. InderUni-
on ist zwar die Empörung über
denFDP-MannThomasKemme-
rich einhellig. Aber das war es
dann auch schon.

Abschließend geklärt hat die
CDU ihr Verhältnis zur AfD
nicht – und auch nicht das zur
Linkspartei. Es liegt vor allem
daran, dass die CDU bei all ihren
Beschlüssen an der Oberfläche
geblieben ist. Die Entschlossen-
heitmacht sichanSchlagworten
fest, die nicht oder unzurei-
chend hinterlegt sind. Das ver-

meidet zunächst tiefergehende
Konflikte. Aber es trägt nur so
lange, bis es konkret wird.

Die CDU hat davor die Augen
verschlossen. Das rächt sich
nun. Denn mit geschlossenen
Augen gerät man ins Stolpern.
Nun sind alle übereinander ge-
purzelt und weisen sich empört
gegenseitig die Schuld zu. „Die
CDU Deutschlands lehnt Koali-
tionen und ähnliche Formen der
Zusammenarbeit sowohlmitder
Linkspartei als auch mit der Al-
ternative für Deutschland ab.“
Die Festlegung des Parteitags
von2018,wenigeMonatedarauf
vom Präsidium (mal wieder ein-
stimmig) bestätigt, ist so kurz
wie unklar. Nicht definiert ist,

” Ungeschicktheit
und Unsicherheit
der Parteichefin

wasZusammenarbeit
bedeutet, wo sie also
anfängt und wo sie
endet. Eine gemein-
same Ministerpräsi-
denten-Wahl mit der
AfD ist erst seit ver-
gangenem Donners-
tagexplizitquaPräsi-

diumsbeschluss ausgeschlos-
sen, sofern die AfD die Abstim-
mung entscheidet. Aber sind in-
haltliche Beschlüsse eines Par-
laments in Ordnung, wenn die
AfDihnenzurMehrheitverhilft?
Kramp-Karrenbauer ist der Fra-
ge ausgewichen: In Thüringen
wolle die CDU ohnehin nur über
Anträge abstimmen lassen, die
auch für Rot-Rot-Grün akzepta-
bel seien. Das ist eine Hoffnung,
und allerhöchstens eine Situati-
onsbeschreibung.

Und dann ist da noch das
denkfaule Hilfskonstrukt der
Äquidistanz–dieGleichsetzung
vonLinksparteiundderAfD.Der
Unterschied: Bei der AfD be-
stimmen Rechtsextreme den
Kurs, sie macht aus ihrer Ab-
scheu vor demokratischen Insti-
tutionenkeinenHehl. Es ist klar,
dass sich eine Partei aus dem
bürgerlich-konservativen Spek-
trum, die noch dazu die War-
nung vor den „roten Socken“ er-
funden hat, ungleich schwerer
tut mit einer Entdämonisierung
der Linkspartei als die SPD.

Die CDU aber lähmt sich
selbst. Jede inhaltliche und stra-
tegische Auseinandersetzung
wird zum Stellvertreterkonflikt
um den Kanzlerkandidaten. Das
liegt an Ungeschicklichkeiten
und Unsicherheit der Parteivor-
sitzenden, die versucht, alle Sei-
ten mitzunehmen und darüber
ihre Sprache verliert. Es liegt
aber auch am mangelnden
Teamspiel ihrer Gegner, die das
Lauern zur Hauptbeschäftigung
gemacht haben. Ihr strategi-
sches Problem hat die CDU noch
nicht bewältigt. Dazu braucht es
eine grundsätzliche Debatte.

n der Pflegeversi-
cherung liegen
Freud und Leid eng

beieinander: Als sich
vor einigen Tagen die
Vertreter von Arbeit-
gebern und Arbeit-
nehmern auf höhere
Mindestlöhne in der
Altenpflege einigten, war zwar
überall Lob zu hören. Doch das
Geld fürhöhereLöhne fälltnicht
vom Himmel. Es kommt derzeit
allein von den Pflegebedürfti-
gen selbst. Schon heute müssen
Heimbewohner im Schnitt fast
2000 Euro im Monat aus der ei-
genen Tasche dazuzahlen. Und
das Ende der Fahnenstange ist
längst nicht erreicht.

Dennrichtigerweisestreben–
unterstützt von der großen Koa-
lition – die Gewerkschaften und
einTeilderArbeitgebernachwie
vor flächendeckende Tariflöhne
an, die die Kosten weiter steigen
lassen. In der Pflege müssen
endlich attraktive Arbeitsbedin-

gungen geschaffen
werden– sonst kolla-
biert das System,weil
der Personalmangel
immer schlimmer
wird.

Der Vergleich mit
Skandinavien und
denBenelux-Staaten,

diealleüber sehrgut funktionie-
rende Pflegesysteme verfügen,
zeigt,dassdiePflege inDeutsch-
land tatsächlich deutlich unter-
finanziert ist.Dochwermuss für
höhere Aufwendungen aufkom-
men?Zumindest ist klar:DieBe-
lastung der Pflegebedürftigen
und ihrer Familien durch die ho-
he Selbstbeteiligung in den Hei-
menbeziehungsweise die inten-
sive Betreuung zu Hause hat die
Schmerzgrenze erreicht. Um ei-
ne menschenwürdige und be-
zahlbarePflege zu sichern,müs-
sennichtnurdieBeiträge fürAr-
beitnehmer und Arbeitgeber
steigen. Nötig sind zudem Steu-
erzuschüsse in Milliardenhöhe.

KÖLNISCHE ZEITUNG

ZÜRICH Entscheiden über das
Verhältnis von CDU und AfD
wird auf Dauer wohl die Frage,
wie diese sich weiterentwickelt.
Seit die AfD in allen Landtagen
und im Bundestag sitzt, hat sie
sich nicht etwa gemäßigt, son-
dern radikalisiert. Sie ist heute
vom Kern bis in die Spitze eine
tendenziell neofaschistische
Partei, im Osten noch eindeuti-
ger als im Westen. Mit einer of-
fen rassistischen, latent verfas-
sungsfeindlichen und zutiefst
unbürgerlichenPartei aberkann
sich keine andere politische
Kraft in Deutschland zusam-
mentun. (...) Was in Österreich,
Italien oder der Schweiz akzep-
tabel scheinen mag – Rechtspo-
pulisten und Rechtsradikale in
Regierungen „einzubinden“ –,
unterliegt in Deutschland zu
Recht einem Tabu.

ROMDassTeile derChristdemo-
kraten und der Liberalen mit ei-
nerParteiwiederAfDgemeinsa-
meSachemachen,die inThürin-
gen ihre schamlos rückwärtsge-
wandten und neonazistischen
Gefühle nicht verbirgt, ist ein
beispielloser Fall in der Ge-
schichte des Landes und wird
auch auf Bundesebene noch
Traumata und Ängste erzeugen.
Es sind Gespenster, die auch der
schnelle und unvermeidliche
Rücktritt von Thomas Kemme-
rich nicht so rasch vertreiben
wird.

STOCKHOLM Das Debakel in
Thüringen wirft auch die unbe-
queme Frage auf, die sich alle
parlamentarischen Demokrati-
en stellen müssen: Wie lange
könnenParteien,diewiedieAfD
in Thüringen von einem Viertel
der Bevölkerung unterstützt
werden, von der Macht fernge-
halten werden?

Flirt mit dem Chaos

Die CDU lähmt
sich selbst

Schmerzgrenze ist erreicht


